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Nationalrat
Herbstsession 2021

Schweizerisches Zivil- 
gesetzbuch
(Schweizer Stiftungsstandort, 
Stärkung)

Änderung vom ...

Die Bundesversammlung der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft,
nach Einsicht in den Bericht der 
Kommission für Rechtsfragen des 
Ständerates vom 22. Februar 20211 
und in die Stellungnahme des Bun-
desrates vom 12. Mai 20212,
beschliesst:

1		 BBl 2021 485
2		 BBl 2021 1169

Stellungnahme des Bundesrates

vom 12. Mai 2021

Zustimmung zum Entwurf der 
Kommission
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Geltendes Recht Entwurf der Kommission 
des Ständerates

Bundesrat Ständerat Kommission des Nationalrates

I

Das Zivilgesetzbuch3 wird wie folgt 
geändert:

Art. 85 Randtitel
I. Änderung der Organisation auf 
Antrag der Aufsichtsbehörde

3		 SR 210

I

Art. 84 Art. 84
¹ Die Stiftungen stehen unter der 
Aufsicht des Gemeinwesens (Bund, 
Kanton, Gemeinde), dem sie nach 
ihrer Bestimmung angehören.
1bis Die Kantone können die ihren 
Gemeinden angehörenden Stiftun-
gen der kantonalen Aufsichtsbehörde 
unterstellen.
2 Die Aufsichtsbehörde hat dafür zu 
sorgen, dass das Stiftungsvermögen 
seinen Zwecken gemäss verwendet 
wird.

³ Wer ein berechtigtes Kontrollinter-
esse daran hat, dass die Verwaltung 
der Stiftung mit Gesetz und Stiftungs-
urkunde in Einklang steht, kann ge-
gen Handlungen und Unterlassungen 
der Stiftungsorgane Beschwerde bei 
der Aufsichtsbehörde erheben.

Art. 85
D. Umwandlung der Stiftung 
I. Änderung der Organisation
Die zuständige Bundes- oder Kan-
tonsbehörde kann auf Antrag der 
Aufsichtsbehörde und nach Anhö-
rung des obersten Stiftungsorgans 
die Organisation der Stiftung ändern, 
wenn die Erhaltung des Ver-mögens 
oder die Wahrung des Stiftungs-
zwecks die Änderung dringend erfor-
dert.
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Geltendes Recht Entwurf der Kommission 
des Ständerates

Bundesrat Ständerat Kommission des Nationalrates

Art. 86 Randtitel
D. Umwandlung der Stiftung
II. Änderung des Zwecks auf Antrag 
der Aufsichtsbehörde oder des 
obersten Stiftungsorgans

Art. 86a Randtitel, Abs. 1, 3 erster 
Satz, 4 und 5
III. Änderung des Zwecks oder der 
Organisation infolge Vorbehalt des 
Stifters
1 Die zuständige Bundes- oder Kan-
tonsbehörde ändert den Zweck oder 
die Organisation einer Stiftung auf 
Antrag des Stifters oder auf Grund 
von dessen Verfügung von Todes 
wegen, wenn in der Stiftungsurkunde 
eine Zweck- beziehungsweise Orga-
nisationsänderung vorbehalten wor-
den ist und seit der Errichtung der 
Stiftung oder seit der letzten vom 
Stifter verlangten Zweck- oder Orga-
nisationsänderung mindestens zehn 
Jahre verstrichen sind. Die Fristen 
laufen unabhängig voneinander.

Art. 86
II. Änderung des Zwecks 
1. Auf Antrag der Aufsichtsbehörde 
oder des obersten Stiftungsorgans

1 Die zuständige Bundes- oder Kan-
tonsbehörde kann auf Antrag der 
Aufsichtsbehörde oder des obersten 
Stiftungsorgans den Zweck der Stif-
tung ändern, wenn deren ursprüngli-
cher Zweck eine ganz andere Bedeu-
tung oder Wirkung erhalten hat, so 
dass die Stiftung dem Willen des 
Stifters offenbar entfremdet worden 
ist. 
2 Unter den gleichen Voraussetzun-
gen können Auflagen oder Bedin¬-
gungen, die den Stiftungszweck 
beeinträchtigen, aufgehoben oder 
abgeändert werden.

Art. 86a
2. Auf Antrag des Stifters oder auf 
Grund seiner Verfügung von Todes 
wegen

1 Die zuständige Bundes- oder Kan-
tonsbehörde ändert den Zweck einer 
Stiftung auf Antrag des Stifters oder 
auf Grund von dessen Verfügung von 
Todes wegen, wenn in der Stiftungs-
urkunde eine Zweckänderung vorbe-
halten worden ist und seit der Errich-
tung der Stiftung oder seit der letzten 
vom Stifter verlangten Änderung 
mindestens zehn Jahre verstrichen 
sind.
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Geltendes Recht Entwurf der Kommission 
des Ständerates

Bundesrat Ständerat Kommission des Nationalrates

3 Das Recht auf Änderung des Stif-
tungszwecks und der Stiftungsorga-
nisation ist unvererblich und unüber-
tragbar. ... 
 

4 Haben mehrere Personen die Stif-
tung errichtet, so können sie die 
Änderung des Stiftungszwecks oder 
der Stiftungsorganisation nur ge-
meinsam verlangen.
5 Die Behörde, welche die Verfügung 
von Todes wegen eröffnet, teilt der 
zuständigen Aufsichtsbehörde die 
Anordnung zur Änderung des Stif-
tungszwecks oder der Stiftungsorga-
nisation mit.

Art. 86b
IV. Unwesentliche Änderungen der 
Stiftungsurkunde
Die Aufsichtsbehörde kann nach 
Anhörung des obersten 
Stiftungsorgans unwesentliche 
Änderungen der Stiftungsurkunde 
vornehmen, sofern dies aus 
sachlichen Gründen als gerechtfertigt 
erscheint und keine Rechte Dritter 
beeinträchtigt.

2 Verfolgt die Stiftung einen öffentli-
chen oder gemeinnützigen Zweck 
nach Artikel 56 Buchstabe g des 
Bundesgesetzes vom 14. Dezember 
1990 über die direkte Bundessteuer, 
so muss der geänderte Zweck eben-
falls öffentlich oder gemeinnützig 
sein.
3 Das Recht auf Änderung des Stif-
tungszwecks ist unvererblich und 
unübertragbar. Ist der Stifter eine 
juristische Person, so erlischt dieses 
Recht spätestens 20 Jahre nach der 
Errichtung der Stiftung.
4 Die Haben mehrere Personen die 
Stiftung errichtet, so können sie die 
Änderung des Stiftungszwecks nur 
gemeinsam verlangen.

5 Die Behörde, welche die Verfügung 
von Todes wegen eröffnet, teilt der 
zuständigen Aufsichtsbehörde die 
Anordnung zur Änderung des Stif-
tungszwecks mit.

Art. 86b
III. Unwesentliche Änderungen der 
Stiftungsurkunde
Die Aufsichtsbehörde kann nach 
Anhörung des obersten Stiftungsor-
gans unwesentliche Änderungen der 
Stiftungsurkunde vornehmen, sofern 
dies aus triftigen sachlichen Gründen 
als geboten erscheint und keine 
Rechte Dritter beeinträchtigt.

e-parl 24.08.2021 14:30



-  5  -

Geltendes Recht Entwurf der Kommission 
des Ständerates

Bundesrat Ständerat Kommission des Nationalrates

Art. 86c
V. Form der Änderungen
Änderungen der Stiftungsurkunde 
nach den Artikeln 85–86b werden 
von der zuständigen Bundes- oder 
Kantonsbehörde beziehungsweise 
von der Aufsichtsbehörde verfügt. 
Eine öffentliche Beurkundung der 
Änderungen ist nicht erforderlich.

Bundesgesetz
über die direkte Bundessteuer1

(DBG)
vom 14. Dezember 1990

1	SR 642.11

Art. 56 Art. 56
Von der Steuerpflicht sind befreit:
a.	 der Bund und seine Anstalten;
b.	 die Kantone und ihre Anstalten;
c.	 die Gemeinden, die Kirchgemein-

den und die anderen Gebietskör-
perschaften der Kantone sowie 
ihre Anstalten;

d.	 vom Bund konzessionierte Ver-
kehrs- und Infrastrukturunterneh-
men, die für diese Tätigkeit  
Abgeltungen erhalten oder auf-
grund ihrer Konzession einen 
ganzjährigen Betrieb von nationa-
ler Bedeutung aufrecht erhalten 
müssen; die Steuerbefreiung 
erstreckt sich auch auf Gewinne 
aus der konzessionierten Tätig-
keit, die frei verfügbar sind; von 
der Steuerbefreiung ausgenom-
men sind jedoch Nebenbetriebe 
und Liegenschaften, die keine 
notwendige Beziehung zur kon-
zessionierten Tätigkeit haben;

e-parl 24.08.2021 14:30



-  6  -

Geltendes Recht Entwurf der Kommission 
des Ständerates

Bundesrat Ständerat Kommission des Nationalrates

e.	 Einrichtungen der beruflichen 
Vorsorge von Unternehmen mit 
Wohnsitz, Sitz oder Betriebsstätte 
in der Schweiz und von ihnen 
nahe stehenden Unternehmen, 
sofern die Mittel der Einrichtung 
dauernd und ausschliesslich der 
Personalvorsorge dienen;

f.	 inländische Sozialversicherungs- 
und Ausgleichskassen, insbeson-
dere Arbeitslosen-, Krankenversi-
cherungs-, Alters-, Invaliden- und 
Hinterlassenenversiche
rungskassen, mit Ausnahme der 
konzessionierten Versicherungs
gesellschaften;

g.	 juristische Personen, die öffentli-
che oder gemeinnützige Zwecke 
verfolgen, für den Gewinn, der 
ausschliesslich und unwiderruflich 
diesen Zwecken gewidmet ist. 
Unternehmerische Zwecke sind 
grundsätzlich nicht gemeinnützig. 
Der Erwerb und die Verwaltung 
von wesentlichen Kapitalbetei
ligungen an Unternehmen gelten 
als gemeinnützig, wenn das Inter-
esse an der Unternehmenser
haltung dem gemeinnützigen 
Zweck untergeordnet ist und 
keine geschäftsleitenden Tätig-
keiten ausgeübt werden;

h.	 juristische Personen, die gesamt-
schweizerisch Kultuszwecke 
verfolgen, für den Gewinn, der 
ausschliesslich und unwiderruflich 
diesen Zwecken gewidmet ist;
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Geltendes Recht Entwurf der Kommission 
des Ständerates

Bundesrat Ständerat Kommission des Nationalrates

i.	 die ausländischen Staaten 
für ihre inländischen, aus-
schliesslich dem unmittel-
baren Gebrauch der diplo-
matischen und 
konsularischen Vertretun-
gen bestimmten Liegen-
schaften sowie die von der 
Steuerpflicht befreiten 
institutionellen Begünstig-
ten nach Artikel 2 Absatz 1 
des Gaststaatgesetzes 
vom 22. Juni 2007 für die 
Liegenschaften, die Eigen-
tum der institutionellen 
Begünstigten sind und die 
von deren Dienststellen 
benützt werden;

j.	 die kollektiven Kapitalanla-
gen mit direktem Grundbe-
sitz, sofern deren Anleger 
ausschliesslich steuerbe-
freite Einrichtungen der 
beruflichen Vorsorge nach 
Buchstabe e oder steuer-
befreite inländische Sozial-
versicherungs- und Aus-
gleichskassen nach 
Buchstabe f sind.

Mehrheit Minderheit (Hurni, Arslan, 
Brélaz, Brenzikofer,  
Fehlmann Rielle, Funiciello, 
Marti Min Li, Walder)

² Der Steuerbefreiung juristi-
scher Personen nach Absatz 1 
Buchstaben g und h steht eine 
angemessene Entschädigung 
ihrer Organe nicht entgegen.

² Streichen 
(siehe Art. 23 Abs. 2 StHG)
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Geltendes Recht Entwurf der Kommission 
des Ständerates

Bundesrat Ständerat Kommission des Nationalrates

Bundesgesetz
über die Harmonisierung der 
direkten Steuern der Kantone 
und Gemeinden1

(Steuerharmonisierungsgesetz, 
StHG)
vom 14. Dezember 1990

1	SR 642.14

Art. 23	 Ausnahmen Art. 23
Von der Steuerpflicht sind nur befreit:
a.	 der Bund und seine Anstalten 

nach Massgabe des Bundesrech-
tes;

b.	 der Kanton und seine Anstalten 
nach Massgabe des kantonalen 
Rechts;

c.	 die Gemeinden, die Kirchgemein-
den und die anderen Gebietskör-
perschaften des Kantons und ihre 
Anstalten nach Massgabe des 
kantonalen Rechts;

d.	 die Einrichtungen der beruflichen 
Vorsorge von Unternehmen mit 
Wohnsitz, Sitz oder Betriebsstätte 
in der Schweiz und von ihnen 
nahe stehenden Unternehmen, 
sofern die Mittel der Einrichtung 
dauernd und ausschliesslich der 
Personalvorsorge dienen;

e.	 die inländischen Sozialversiche-
rungs- und Ausgleichskassen, 
insbesondere Arbeitslosen-, Kran-
kenversicherungs‑, Alters‑, Invali-
den- und Hinterlassenenver
sicherungskassen, mit Ausnahme 
der konzessionierten 
Versicherungsgesellschaften;
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Geltendes Recht Entwurf der Kommission 
des Ständerates

Bundesrat Ständerat Kommission des Nationalrates

f.	 die juristischen Personen, die 
öffentliche oder gemeinnützige 
Zwecke verfolgen, für den Ge-
winn und das Kapital, die aus-
schliesslich und unwiderruflich 
diesen Zwecken gewidmet sind. 
Unternehmerische Zwecke sind 
grundsätzlich nicht gemeinnützig. 
Der Erwerb und die Verwaltung 
von wesentlichen Kapital-
beteiligungen an Unternehmen 
gelten als gemeinnützig, wenn 
das Interesse an der Unterneh-
menserhaltung dem gemeinnützi-
gen Zweck untergeordnet ist und 
keine geschäftsleitenden Tätig-
keiten ausgeübt werden;

g.	 die juristischen Personen, die 
kantonal oder gesamtschweize-
risch Kultuszwecke verfolgen, für 
den Gewinn und das Kapital, die 
ausschliesslich und unwiderruflich 
diesen Zwecken gewidmet sind;

h.	 die ausländischen Staaten für 
ihre inländischen, ausschliesslich 
dem unmittelbaren Gebrauch der 
diplomatischen und konsulari-
schen Vertretungen bestimmten 
Liegenschaften sowie die von der 
Steuerpflicht befreiten institutio­
nellen Begünstigten nach Artikel 
2 Absatz 1 des Gaststaatgeset-
zes vom 22. Juni 2007 für die 
Liegenschaften, die Eigentum der 
institutionellen Begünstigten sind 
und die von deren Dienststellen 
benützt werden;

i.	 die kollektiven Kapitalanlagen mit 
direktem Grundbesitz, sofern 
deren Anleger ausschliesslich 
steuerbefreite Einrichtungen der 
beruflichen Vorsorge nach Buch-
stabe d oder steuerbefreite inlän-
dische Sozialversicherungs- und 
Ausgleichskassen nach Buchsta-
be e sind;
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Geltendes Recht Entwurf der Kommission 
des Ständerates

Bundesrat Ständerat Kommission des Nationalrates

j.	 die vom Bund konzessio-
nierten Verkehrs- und Inf-
rastrukturunternehmen, die 
für diese Tätigkeit Abgel-
tungen erhalten oder auf-
grund ihrer Konzession 
einen ganzjährigen Betrieb 
von nationaler Bedeutung 
aufrecht erhalten müssen; 
die Steuerbefreiung er-
streckt sich auch auf Ge-
winne aus der konzessio-
nierten Tätigkeit, die frei 
verfügbar sind; von der 
Steuerbefreiung aus
genommen sind jedoch 
Nebenbetriebe und Liegen-
schaften, die keine not
wendige Beziehung zur 
konzessionierten Tätigkeit 
haben.

Mehrheit Minderheit (Hurni, Arslan, 
Brélaz, Brenzikofer,  
Fehlmann Rielle, Funiciello, 
Marti Min Li, Walder)

² Der Steuerbefreiung juristi-
scher Personen nach Absatz 1 
Buchstaben f und g steht eine 
angemessene Entschädigung 
ihrer Organe nicht entgegen.

² Streichen 
(siehe Art. 56 Abs. 2 DBG)

² ...

³ Die Kantone können auf dem 
Wege der Gesetzgebung für 
Unternehmen, die neu eröffnet 
werden und dem wirtschaftli-
chen Interesse des Kantons 
dienen, für das Gründungsjahr 
und die neun folgenden Jahre 
Steuererleichterungen vorse-
hen. Eine wesentliche Ände-
rung der betrieblichen Tätigkeit 
kann einer Neugründung 
gleichgestellt werden.
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Geltendes Recht Entwurf der Kommission 
des Ständerates

Bundesrat Ständerat Kommission des Nationalrates

II

1 Dieses Gesetz untersteht dem fa-
kultativen Referendum.
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkraft-
treten.

⁴ Die in Absatz 1 Buchstaben d-g und 
i genannten juristischen Personen 
unterliegen jedoch in jedem Fall der 
Grundstückgewinnsteuer. Die Be-
stimmungen über Ersatzbeschaffun-
gen (Art. 8 Abs. 4), über Abschrei-
bungen (Art. 10 Abs. 1 Bst. a), über 
Rückstellungen (Art. 10 Abs. 1 Bst. b) 
und über den Verlustabzug (Art. 10 
Abs. 1 Bst. c) gelten sinngemäss.
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